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Urteil des EU-Gerichtshofs harter Schlag für die Union und Sieg für die Westsahara 
 

Heute hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) die weitere Anwendung der Handels- und Fischereiabkommen 
der EU auf die von Marokko illegal besetzte Westsahara für nichtig erklärt. Das Urteil stellt laut WSRW einen 
bedeutenden Sieg für das Volk der Westsahara dar. 
 
In seinem heute Morgen veröffentlichten Urteil kommt der Gerichtshof zu dem Schluss, dass die Anforderung, 
die Zustimmung des Volkes der Westsahara zu den Abkommen einzuholen, nicht respektiert wurde und dass 
die Union dessen Zustimmung nicht durch das Argument der "Vorteile" hätte ersetzen dürfen. 
 
In der Pressemitteilung des Gerichtshofs heißt es, dass "angesichts der völkerrechtlichen Definitionen von 
'Volk' und 'Zustimmung' die von den Institutionen durchgeführten 'Konsultationen' mit der 'betroffenen 
Bevölkerung' nicht einem Ausdruck der Zustimmung des Volkes der Westsahara gleichkommt"1. 
 
Laut Urteil des Gerichtshofs dürfen die Abkommen in Kraft bleiben, was den EU-Institutionen Zeit gibt, eine 
völlig neue Herangehensweise für die letzte Kolonie in Afrika zu entwickeln – eine Herangehensweise, die die 
Westsahara als eigenständiges Territorium behandelt, so wie der Gerichtshof es vorgibt.  
 
Bereits 2016 und 2018 erklärte der Gerichtshof die Anwendung des Handels- und Fischereiabkommens 
zwischen der EU und Marokko auf die Westsahara für nichtig. Der Gerichtshof argumentierte damals, dass die 
Westsahara ein von Marokko "gesondertes und unterschiedliches“ Territorium ist, über das Marokko weder 
Souveränität noch Verwaltungsmandat hat. Entsprechend des Selbstbestimmungsrechtes des Volkes der 
Westsahara können die Abkommen daher nur mit seiner ausdrücklichen Zustimmung Anwendung auf das 
Territorium finden.   
 
Anstatt diese Zustimmung einzuholen, handelten die EU-Institutionen mit Marokko eine Änderung aus, die den 
geografischen Geltungsbereich der Abkommen ausdrücklich auf die Westsahara ausweitete. Eine 
anschließende Konsultation ausschließlich marokkanischer Interessengruppen diente dazu, den Widerstand 
des sahrauischen Volkes zu verschleiern, welches schließlich keine andere Möglichkeit sah, als den 
Rechtsweg zu beschreiten. Heute hat der EuGH erneut zu seinen Gunsten geurteilt. 
 
ZITAT von Tim Sauer (WSRW Germany):  
Das Urteil stellt einen bedeutenden Sieg für das Volk der Westsahara dar. Es ist nun an der Zeit, dass die EU-
Institutionen eine strikte Politik der Differenzierung in Bezug auf die Westsahara einführen, die nicht nur im 
Einklang mit den Urteilen des EuGHs steht, sondern auch die dringend benötigte Klarheit für das Volk der 
Westsahara, die EU-Institutionen und auch Marokko schafft. Dem Selbstbestimmungsrecht des sahrauischen 
Volkes und dem Status’ der Westsahara als ein von Marokko gesondertes und unterschiedliches Territorium 
muss darin Rechnung getragen werden. 
 
Das Urteil ergeht inmitten von Spannungen zwischen Marokko und mehreren EU-Mitgliedstaaten. Während 
Marokko Spanien durch den Einsatz irregulärer Migration unter Druck setzt - wofür es vom EU-Parlament 
scharf verurteilt wurde – wirft es Deutschland eine "destruktive Haltung in der Frage der marokkanischen 
Sahara" und "antagonistischen Aktivismus" vor. Als Reaktion auf die früheren EuGH-Urteile zur Westsahara 
beendete Marokko seine Zusammenarbeit im Rahmen gemeinsamer Sicherheits- und Migrationsprogramme.  
 
Über Western Sahara Resource Watch (WSRW): WSRW ist eine Dachorganisation von Freiwilligen, die 
internationale Wirtschaftsinteressen in der besetzten Westsahara recherchiert und dokumentiert.  
 
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website unter wsrw.org/de, die den ganzen Tag über 
aktualisiert wird, und unter germany@wsrw.org 
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